
§ 5 NamÄndG
Namensänderungsgesetz
Stand: 17.04.2021 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Der Antrag auf Änderung eines Familiennamens ist schriftlich oder zu Protokoll bei der nach
Landesrecht zuständigen Verwaltungsbehörde zu stellen, in deren Bezirk der Antragsteller oder einer
seiner Vorfahren seinen Wohnsitz oder beim Fehlen eines Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat oder zuletzt
hatte. Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat entscheidet, welches Land für die
Bearbeitung des Antrags zuständig ist, wenn keine örtliche Zuständigkeit nach Satz 1 begründet wird.

(2) Beantragen mehrere Angehörige einer Familie dieselbe Namensänderung und sind verschiedene
Verwaltungsbehörden zuständig, so kann eine der beteiligten Behörden im Einvernehmen mit den
anderen Behörden und mit dem Einverständnis der Antragsteller das Verfahren für alle Antragsteller
durchführen.
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